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ber), gilt etwa für Bedienstete des
Am 6. und 7. November 2009 findet 
der österreichische Anwaltstag in 
Wien statt.

Das Thema „Das Maß der Frei-
heit“ betrifft heute nicht nur die 
Advokaten sondern die Zivilgesell-
schaft in ihrer Gesamtheit. Die Wah-
rung der Freiheit ist Verantwortung. 
Verantwortung für sich selbst wie 
auch für andere. Die österreichischen 
Rechtsanwälte haben Verantwortung 
übernommen und leben auch danach. 
Bei aller Pflicht darf das besonders 
Individuelle der Rechtsanwaltschaft 
nicht zu kurz kommen.

In drei frei zugänglichen Kommissi-
onen werden die Themen „Ethik
und Berufsrecht“ sowie „Über-
wachung versus Freiheit“ und 
„Rechtsanwalt – Katalysator der 
Wirtschaft“ vertieft.

Advokatentage gibt es seit 1875. 
In regelmäßigen Abständen werden 
sie seit 1956 abgehalten und dienen 
unter anderem auch dazu, im Inter-
esse des Bürgers und des Standes 

am öffentlichen Leben teilzunehmen, 
rechtspolitische Projekte umzuset-
zen und an der Rechtswerdung mit-
zuwirken.

Anwaltstage gleichen Familienfesten 
schrieb Walter Schuppich vor 22 Jah-
ren. Die Familie der Rechtsanwälte 
hat sich seither wesentlich verän-
dert. Dieser Anwaltstag bietet eine 
gute Gelegenheit, auf den Wechsel 
der beruflichen Vorstellungen und die 
geänderten Anforderungen einzuge-
hen, die heute einen erfolgreichen 
Berufsstand ausmachen. Das Indivi-
duelle und Besondere des Rechtsan-
waltsberufes wird aufgezeigt und das, 
was die Aufgaben der Rechtsanwalts-
kammern sind.

Wir sind nur dann wirklich frei, wenn 
wir unsere moralischen und beruf-
lichen Vorstellungen selbst produzie-
ren. Diesem Grundsatz folgend, rufe 
ich alle Rechtsanwälte auf, unserer 
Einladung nach Wien zu folgen und 
die individuelle Freiheit damit aber 
auch unser Menschsein aktiv mitzu-
gestalten.

Freiheit ist im Wesentlichen Selbst-
bestimmung. Deshalb sind an die-
sem Anwaltstag in Wien, Zeichen 
dieser Selbstbestimmung zu setzen 
und damit die eigene, erfolgreiche 
Zukunft sicher zu stellen.

Was muss man tun, um überhaupt 
frei zu sein? Gut informiert zu sein, 
bringt einen wertvollen Vorteil. Nüt-
zen Sie Ihre Chance und kommen Sie 
zum Anwaltstag 2009 in Wien.

Anwaltstag 2009

Präsident Dr. Michael Auer
EXPERTENTAGUNG

Q Rust am Neusiedler See steht
diesen Donnerstag und Freitag
ganz im Zeichen des Wirtschafts-
rechts: Business Circle lädt mit
der „Presse“ als Medienpartner
zum 13. Jahresforum Recht und
Steuern (RuSt 09). Unter der
fachlichen Gesamtleitung von
Rechtsanwalt Univ.-Prof. Hanns
F. Hügel referieren Experten aus
Wissenschaft und Praxis über
aktuelle Fragen des Banken-,
Steuer-, Kapitalmarkt und Unter-
nehmensrechts. Auch die Kor-
ruption als Unternehmensrisiko
wird erörtert. Auskünfte: Verena
Feilenreiter, Tel: 01/522 58 20-24,
Mail: feilenreiter@businesscircle.at
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Topaktuell!
Anfüttern ist „totes Recht“,
Reue zu üben lohnt sich jetzt

KORRUPTION. Seit sechs Wochen gilt die Novelle. Experten kritisieren
die teilweise erfolgte Aufweichung, Kronzeugenregel gefordert.
VON PHILIPP AICHINGER

WIEN. Seit 1. September gibt es in
Österreich ein neues Korruptions-
strafrecht, doch was bedeutet die-
ses für die Praxis? „Die Anfütte-
rungsbestimmung ist totes Recht“,
klagt Walter Geyer, Leiter der Kor-
ruptionsstaatsanwaltschaft im Ge-
spräch mit der „Presse“. Die Be-
stimmung – sie betrifft die Beste-
chung ohne unmittelbar bevorste-
hende Amtshandlung – war nach
Protesten aus Wirtschaft und Kul-
turbetrieb aufgeweicht worden.

Geyers Einschätzung wird von
Alexander Petsche, Rechtsanwalt
und Partner von Baker & McKenzie
Diwok Hermann Petsche Rechts-
anwälte, geteilt. Petsche geht eben-
falls davon aus, dass die Anfüt-
terungsbestimmung nicht mehr
zum Tragen kommt. Der Anwalt
spart nicht mit Kritik am Gesetzge-
ber: „Die Lockerung ist im Hinblick
auf das Ziel der Korruptionsbe-
kämpfung kontraproduktiv – ins-
besondere in einem Land, wo das
Unrechtsbewusstsein zum Teil weit
von der Rechtslage entfernt ist.“

ÖBB und Asfinag verschont
Ein wichtiger Punkt beim neuen
Korruptionsstrafrecht ist auch die
Einengung des Amtsträgerbegriffs
bei Bediensteten von öffentlichen
Unternehmen. Diese ist sehr ent-
scheidend, weil viele Korruptions-
bestimmungen nur auf Amtsträger
anwendbar sind. Seit 1. September
gilt: Mitarbeiter von Unternehmen,
die nicht der Rechnungshof-Kon-
trolle unterliegen, sind keine Amts-
träger. Damit fallen etwa Ange-
stellte der ÖBB oder der Asfinag
nicht mehr unter die strengen Be-
stimmungen. Gerade bei diesen
Unternehmen werde aber „viel
Geld umgesetzt“, mahnt Staatsan-
walt Geyer. Immerhin wurde der
Amtsträgerbegriff teilweise auch
erweitert: Nun fallen auch Natio-
nalrats-, Landtags- und Gemeinde-
ratsabgeordnete darunter.

Neu sei auch die Möglichkeit
der tätigen Reue, erklärt Petsche.
Nicht zu bestrafen ist nun etwa je-
mand, der noch, bevor die Behör-
de davon erfährt, Selbstanzeige er-
stattet und den erhaltenen Geld-
betrag erlegt. Überdies darf der
gewünschte Erfolg – also das Ziel
der Bestechungsaktion – noch
nicht eingetreten sein. Geyer sieht
diese Bestimmung positiv, doch er
wünscht sich eine richtige „Kron-
zeugen“-Regelung. Wer bei der
Behörde auspackt, solle auf jeden
Fall straffrei bleiben können. Für
Geyer wäre eine solche Regelung
nur konsequent: Schließlich müss-
ten Journalisten ihre Informanten
nicht nennen. Auch Politiker dis-
kutieren gerade über eine Rege-
lung, wonach sie ihre Informanten
nicht offenlegen müssen. „Ich for-
dere das auch für Behörden ein“,
betont Geyer. Er will, dass auch
seine Informanten nichts befürch-
ten müssen. Ein Vorbild solle sich
Österreich überdies an der EU
nehmen, die für ihre Beamten
eine eigene Whistleblower-Hotline
eingerichtet hat. Die heimische
Korruptions-Novelle habe aber
auch ihre positiven Seiten, meint
Geyer: Zuvor unbestimmte Begrif-
fe seien nun konkretisiert worden,
gewisse Strafen erhöht.

Betrunkene bestechen Polizisten
Hat die Korruptionsstaatsanwalt-
schaft nach der Aufweichung des
Gesetzes jetzt eigentlich weniger
zu tun? Das könne man nach ein-
einhalb Monaten noch nicht sa-
gen, meint Geyer. Auswirkungen
eines neuen Gesetzes würden sich
immer erst „mit einer gewissen
Verzögerung zeigen“. Zuletzt habe
man im Monat jedenfalls 100 bis
150 Anzeigen erhalten. Das meis-
te davon waren allerdings wenig
spektakuläre Fälle: etwa betrun-
kene Autofahrer, die den Polizis-
ten mit Geld „überreden“ möch-
ten, von einer Anzeige abzusehen.
Walter Geyer, Chef der Korruptionsstaatsanwaltschaft, sieht sich pro Monat
mit 100 bis 150 Anzeigen konfrontiert. [Michaela Bruckberger]
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Menschenrechte im Fluss
Die Judikatur des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte ge-
winnt an Dynamik. Nach nur einem
Jahr aktualisierte Verfassungsrich-
ter und Uni-Professor Christoph
Grabenwarter sein in vierter Auflage
erschienenes Buch „Europäische
Menschenrechtskonvention“ (C. H.
Beck/Manz, 481 Seiten, 32 Euro).

Generation Praktikum
Der Übergang vom Studenten- zum
Berufsleben wird immer schwieri-
ger. Der Problematik der „Genera-
tion Praktikum“ widmet sich ein
Buch von Michael Stelzel. Der Autor
behandelt juristische und ethi-
sche Aspekte (Jan Sramek Verlag,
270 Seiten, 39,90 Euro).

Know-how für Betriebsrat
Das Buch „Unternehmenskrise“
richtet sich an Betriebsräte: Exper-
ten geben Tipps, wie man in so
einer Situation mit Management
und Mitarbeitern kommuniziert. Sie
zeigen auf, wann eine Lastentei-
lung Arbeitgeber/Belegschaft fair ist
(ÖGB, 300 Seiten, 19,90 Euro).

Verfassungsrecht
Das Standardwerk „Verfassungs-
recht“ des em. Univ.-Prof. Theo
Öhlinger ist in achter Auflage er-
schienen. Mit zahlreichen Beispie-
len wird die Verfassung analysiert
(facultas, 509 Seiten, 39 Euro).

Bachelor wie Maturant
Auch wenn laut Beamtenministe-
rium Bachelor als Vertragsbe-
dienstete des Bundes gleich viel
verdienen können wie Akademiker
(s. Rechtspanorama vom 5. Okto-
Magistrats Graz anderes: Nach der
Dienstzweigeverordnung reicht
dort ein Bakkalaureat nur für die
Einstufung in der Verwendungs-
gruppe B, für die die Matura eben-
falls reicht.


